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Prüfungsaufgaben bestehen zumeist in der Lösung konkreter Fälle. Die 

Fälle Handels- und Gesellschaftsrecht führen durch klausurtypische Stan-

dardprobleme inkl. der wichtigsten „Klausurklassiker“, fallorientiert und 

jeweils anhand einer gutachterlichen Musterlösung. Zahlreiche Hinweise 

zur Klausurtechnik und -taktik erleichtern den Einstieg in den Prüfungsstoff 

und jeweiligen Prüfungsaufbau. Die Fälle richten sich an Studierende im 

Grund- und Hauptstudium. Sie dienen damit sowohl der Vorbereitung auf 

die Semesterabschlussklausur als auch zur Wiederholung in den höheren 

Semestern.

Klausurrelevante Problembereiche anhand von Fällen, u.a.:

  Handelsrecht: Handelsgewerbe, Kaufmannseigenschaft, Inhaberwechsel,

Firmenfortführung, Prokura, Handlungsvollmacht, Publizität des Handels-

registers, Handelsgeschäfte

  Neues Gesellschaftsrecht aufgrund MoPeG: GbR, OHG, KG, Partnerschaft,

Stille Gesellschaft, Ehegattengesellschaft, Stellvertretung, Haftung, Ver-

schuldenszurechnung, Ein- und Austritt von Gesellschaftern, Nachfolge-

klausel, Gesellschafterklage, Vorgründungsgesellschaft, Vor-GmbH
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Erfolgreich in den Klausuren mit Alpmann Schmidt
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B
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Das abstrakte Wissen 
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Die Aufbau- und Prüfungs-
schemata zu allen rele-
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Alles, was man für die Klausuren braucht – verständlich
dargestellt und durch Beispiele, Übersichten und 
Aufbauschemata ergänzt.

Optimale Ergänzung zur Reihe K-Klausurfälle – 
erst Wissen erwerben, dann auf Fälle anwenden!
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Benutzerhinweise
Benutzerhinweise

Die Reihe „Klausurfälle“ ermöglicht sowohl den Einstieg als auch die Wie-
derholung des jeweiligen Rechtsgebiets anhand von Klausurfällen. Denn
unser Gehirn kann konkrete Sachverhalte besser speichern als abstrakte
Formeln. Während des Studiums besteht die Gefahr, dass man zu abstrakt
lernt, sich verzettelt und letztlich gänzlich den Überblick über das wirklich
Wichtige verliert.

Ferner erfordern juristische Prüfungsaufgaben regelmäßig
das Lösen von konkreten Fällen. Hier musst Du dann bewei-
sen, dass Du das Erlernte auf den konkreten Fall anwenden
kannst und die spezifischen Probleme des Falles entdeckt
hast. Außerdem musst Du zeigen, dass Du die richtige Mi-
schung zwischen Gutachten- und Urteilsstil beherrschst
und an den Problemstellen überzeugend argumentieren
kannst. Diese Fähigkeiten vermittelt unser „Basiswissen Methodik der Fall-
bearbeitung – Wie schreibe ich eine Klausur?“.

Nutze die jahrzehntelange Erfahrung unseres Repetitoriums. Seit mehr als
60 Jahren wenden wir konsequent die Fallmethode an. Denn ein prü-
fungsorientiertes Lernen muss „hart am Fall“ ansetzen. Da wir nicht nur
Skripten herausgeben, sondern auch in mündlichen Kursen Studierende
ausbilden, wissen wir aus der täglichen Praxis, „wo der Schuh drückt“.

Die Lösung der „Klausurfälle“ ist kompakt und vermeidet – so wie es in ei-
ner Klausurlösung auch sein soll – überflüssigen, dogmatischen „Ballast“.
Die Lösungen sind komplett durchgegliedert und im Gutachtenstil aus-
formuliert, wobei die unproblematischen Stellen unter Beachtung des Ur-
teilsstils kurz ausfallen – so wie es gute Klausurlösungen erfordern.

Beispiele für die Gewichtung der Punktvergabe in einer Semesterabschluss-
klausur findest Du hier: 

Wir vermitteln in der Reihe „Klausurfälle“ die Wissensanwendung. Sie er-
setzt nicht die Erarbeitung der gesamten Rechtsmaterie und ihrer
Struktur. Übergreifende Aufbauschemata findest Du in unseren „Aufbau-
schemata“. Ferner empfehlen wir Dir unser „Basiswissen“ für den erfolgrei-
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Alpmann Schmidt

mit Auszügen aus der Reihe
„Basiswissen“ 

Ihr Ratgeber für die erste Klausur

Musterklausur
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Benutzerhinweise
chen Start ins jeweilige Rechtsgebiet: verständlich dargestellt und durch
zahlreiche Beispiele, Übersichten und Prüfungsschemata anschaulich
vermittelt. 

Eine darauf aufbauende Darstellung des Stoffes auf Examensniveau liefern
unsere „Skripten“. Sofern die RÜ zitiert wird, handelt es sich um unsere Zeit-
schrift „RechtsprechungsÜbersicht“, in der monatlich aktuelle, examens-
verdächtige Fälle klausurmäßig gelöst erscheinen.

Viel Erfolg!

Leseproben und Bestellungen:
shop.alpmann-schmidt.de
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Fall 1: Gewerbe 1. Teil
1. Teil: Der Kaufmann

1. Kaufmann kraft Betriebs eines Handelsgewerbes

Beachte: Im HGB ist keine 
Legaldefinition des Ge-
werbes enthalten. Die in 
anderen Gesetzen enthal-
tenen Definitionen – z.B. 
§ 15 Abs. 2 EStG – dürfen 
wegen der unterschiedli-
chen Schutzrichtungen 
dieser Gesetze nicht auf 
das HGB übertragen wer-
den.

Die Strandkorbvermietung des S ist ein Gewerbe, wenn die Voraussetzun-
gen des handelsrechtlichen Gewerbebegriffs erfüllt sind.

Gewerbe im handelsrechtlichen Sinn ist nach h.M. jede nach außen er-
kennbare, erlaubte, selbstständige, planmäßig auf gewisse Dauer angeleg-
te, mit Gewinnerzielungsabsicht betriebene Tätigkeit unter Ausschluss
freiberuflicher, wissenschaftlicher und künstlerischer Tätigkeiten.

I. Die Tätigkeit muss nach außen hin in Erscheinung treten, also den Ge-
schäftspartnern erkennbar sein. Die bloß innere Absicht, ein Gewerbe zu
betreiben, ist nicht ausreichend. Die Strandkorbvermietung des S tritt nach
außen in Erscheinung.

II. Umstritten ist, ob die Tätigkeit erlaubt sein muss, damit ein Gewer-
be im handelsrechtlichen Sinne vorliegt.

1. Nach traditioneller Auffassung muss die Tätigkeit erlaubt sein. Damit
ist keine öffentlich-rechtliche Erlaubnis zu verstehen, wie sich aus § 7 HGB
ergibt, sondern die in dem Betrieb typischerweise abgeschlossenen Ge-
schäfte dürfen nicht gegen gesetzliche Verbote oder die guten Sitten ver-
stoßen, §§ 134, 138 BGB. Dadurch soll denjenigen, die verbotene oder sit-
tenwidrige Geschäfte betreiben, der Zugang zu den Vorteilen der Kauf-
mannstellung versperrt werden.

2. Nach a.A. gibt es für eine derartige Einschränkung des Gewerbebegriffs
keine sprachlichen oder teleologisch überzeugenden Gründe, sodass es
nicht auf die Wirksamkeit der abgeschlossenen Rechtsgeschäfte ankomme.

3. Die Strandkorbvermietung des S verstößt weder gegen ein gesetzliches
Verbot noch gegen die guten Sitten, sodass es sich um eine erlaubte Tätig-
keit handelt und sich daher eine Entscheidung des Meinungsstreits erüb-
rigt.

III. Ferner muss eine selbstständige Tätigkeit vorliegen. Dabei kommt es
lediglich auf die rechtliche, nicht auf die wirtschaftliche Selbstständigkeit
an. Gemäß § 84 Abs. 1 S. 2 HGB ist selbstständig, wer im Wesentlichen frei
seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann.

S kann als Inhaber der Strandkorbvermietung seine Tätigkeit frei gestalten
und seine Arbeitszeit bestimmen, sodass es sich um eine rechtlich selbst-
ständige Tätigkeit handelt.

IV. Zum Begriff des Gewerbes gehört zudem, dass es planmäßig auf ge-
wisse Dauer, also nicht nur vorübergehend betrieben wird.

Fall 1: Gewerbe

S vermietet an der Nordseeküste in Greetsiel jedes Jahr von Anfang Mai
bis Ende Oktober Strandkörbe an die Touristen. Liegt ein Gewerbe i.S.d.
HGB vor? 
1



Fall 6: Haftung bei Firmenfortführung 2. Teil
2. Teil: Inhaberwechsel und Firmenfortführung

A. B könnte gegen K ein Anspruch auf Darlehensrückzahlung i.H.v.
120.000 € aus § 488 Abs. 1 S. 2 BGB zustehen.

Dazu muss ein wirksamer Darlehensvertrag i.S.v. § 488 BGB zwischen B und
K vorliegen. B hat sich jedoch nicht mit K, sondern mit D über einen Darle-
hensvertrag i.H.v. 120.000 € geeinigt, sodass K nicht die Vertragspartnerin
der B ist. 

Beachte: § 25 Abs. 1 S. 1 
HGB ist keine selbststän-
dige Anspruchsgrundla-
ge und muss daher im 
Obersatz immer i.V.m. der 
Norm zitiert werden, aus 
der sich die konkrete Ver-
bindlichkeit ergibt!

Folglich besteht kein Anspruch der B gegen K aus § 488 Abs. 1 S. 2 BGB i.H.v.
120.000 €.

B. B könnte gegen K ein Anspruch auf Darlehensrückzahlung i.H.v. 120.000 €
aus § 488 Abs. 1 S. 2 BGB i.V.m. § 25 Abs. 1 S. 1 HGB zustehen.

Dazu müssen die Voraussetzungen des § 25 Abs. 1 S. 1 HGB erfüllt sein.

I. Erforderlich ist der rechtsgeschäftliche Erwerb eines Handelsge-
schäfts unter Lebenden.

1. K hat das Autohaus der D angekauft, also durch Rechtsgeschäft unter Le-
benden erworben.

Beachte: Der Gesetzge-
ber verwendet den Be-
griff des Handelsge-
schäfts im HGB in unter-
schiedlicher Bedeutung: 
zum Teil i.S.v. § 343 HGB 
(= vom Kaufmann getä-
tigte Geschäfte, die zum 
Betriebe seines Handels-
gewerbes gehören), zum 
Teil i.S.v. Betrieb des Kauf-
manns – so z.B. in §§ 25 ff. 
HGB.

2. Damit es sich um den Erwerb eines Handelsgeschäfts, also um den Er-
werb des Betriebs eines Kaufmanns bzw. einer Kauffrau handelt, muss D
Kaufmann (Kauffrau) sein.

Gemäß § 1 Abs. 1 HGB ist Kaufmann, wer ein Handelsgewerbe betreibt. 

Das von D betriebene Autohaus stellt eine nach außen erkennbare, erlaub-
te, selbstständige, planmäßige, mit Gewinnerzielungsabsicht betriebene
Tätigkeit dar, die kein freier Beruf ist. Daher betreibt D ein Gewerbe. 

Nach der nicht widerlegten Vermutung des § 1 Abs. 2 HGB ist dieser Gewer-
bebetrieb der D auch ein Handelsgewerbe, sodass D Kaufmann (Kauffrau)
gemäß § 1 Abs. 1 HGB ist.

Infolgedessen stellt der Erwerb des Autohauses den Erwerb eines Handels-
geschäfts dar.

II. Ferner muss K das Handelsgeschäft unter der bisherigen Firma fort-
geführt haben.

Fall 6: Haftung bei Firmenfortführung 

D betreibt seit 30 Jahren ein größeres Autohaus unter der im Handelsre-
gister eingetragenen Firma „Esther Diesel, Autohaus, e.K.“. Nach der Fei-
er ihres 60. Geburtstags beschließt sie, sich zur Ruhe zu setzen, und ver-
äußert den Betrieb an K, die ihn unter Beibehaltung der Betriebsstruktur
und des Personals unter der eingetragenen Firma „Karla König, e.K.“
fortführt. 

Vier Monate nach Geschäftsübernahme fordert die Bank B, die D ein Ge-
schäftsdarlehen i.H.v. 120.000 € gewährt hat, von K die Rückzahlung der
Darlehenssumme. Sie ist der Auffassung, dass K als neue Geschäftsinha-
berin für die Darlehensschuld einzustehen habe.

Steht B gegen K ein Anspruch i.H.v. 120.000 € zu?
11



 Publizität des Handelsregisters4. Teil
§ 15 Abs. 3 HGB wurde 
zum 01.08.2022 durch 
das DiRUG geändert. Die-
se Gesetzesänderung ist 
eine Folge der Neukon-
zeption der Bekanntma-
chung. Das Bekanntma-
chungsportal (www.han-
delsregisterbekanntma-
chungen.de) wurde ab-
geschafft und die Infor-
mationen sind nur noch 
über das Informations- 
und Kommunikationssys-
tem nach § 9 HGB abruf-
bar, und zwar für jeder-
mann kostenlos. Unter 
Bekanntmachung ist 
nach § 10 Abs. 1 HGB 
nunmehr „die erstmalige 
Abrufbarkeit der Eintra-
gung über das Informa-
tions- und Kommunika-
tionssystem nach § 9 
Abs. 1 HGB“, d.h. über das 
Gemeinsame Register-
portal der Länder 
(www.handelsregis-
ter.de), zu verstehen.
Da es nach Auffassung 
des Gesetzgebers nach 
der Neukonzeption der 
Bekanntmachung kein 
Auseinanderfallen von 
Eintragung und Bekannt-
machung mehr geben 
kann, kommt es nach § 15 
Abs. 3 HGB  mangels se-
parater Bekanntmachung 
nur noch auf die (Un-) 
Richtigkeit der Eintra-
gung an. Allerdings nur, 
wenn die Tatsache be-
reits bekannt gemacht 
wurde, da es ansonsten 
an der erforderlichen Pu-
blizität der Tatsache fehlt.

b) Ferner muss die Eintragung unrichtig sein. Dies ist der Fall, wenn sie
nicht mit der wirklichen Sach- und Rechtslage übereinstimmt.

Mangels tatsächlichen Eintritts in die OHG seitens des U ist die Eintragung
bezüglich seines Gesellschaftereintritts unrichtig.

c) Zudem muss die einzutragende Tatsache bekannt gemacht worden sein. 

Ob die Bekanntmachung ebenfalls unrichtig sein muss, lässt sich dem
Wortlaut des § 15 Abs. 3 HGB nicht entnehmen. Jedoch geht der Gesetzge-
ber davon aus, dass es nach der Neukonzeption der Bekanntmachung – in
Form der erstmaligen Abrufbarkeit der eingetragenen Tatsache, vgl. § 10
HGB – kein Auseinanderfallen von Eintragung und Bekanntmachung mehr
geben kann. Folglich muss nach dem Willen des Gesetzgebers auch die Be-
kanntmachung unrichtig gewesen sein. 

Mangels tatsächlichen Eintritts in die OHG seitens des U ist die Bekanntma-
chung bezüglich seines Gesellschaftereintritts unrichtig.

d) Zudem darf der Dritte keine positive Kenntnis von der Unrichtigkeit
der Eintragung gehabt haben.

D hatte keine positive Kenntnis davon, dass U in Wirklichkeit nicht als Ge-
sellschafter in die OHG eingetreten ist. Folglich hatte er keine positive
Kenntnis von der Unrichtigkeit der Eintragung. 

e) Schließlich gilt auch § 15 Abs. 3 HGB nach h.M. wegen seiner Schutzrich-
tung für den Rechtsverkehr nur für Vorgänge im Geschäftsverkehr, d.h.
nicht für rein deliktische Ansprüche, z.B. aus §§ 823 ff. BGB. 

D begehrt Zahlung aus einem Werkvertrag, sodass ein Vorgang im Ge-
schäftsverkehr gegeben ist. 

f) Streitig ist, ob bei § 15 Abs. 3 HGB noch eine zusätzliche Vorausset-
zung besteht.

aa) Nach h.M. ist § 15 Abs. 3 HGB restriktiv zu interpretieren: Die Vorschrift
wirke nur zulasten desjenigen, der eine Rechtstatsache zur Eintragung an-
gemeldet hat oder sich eine Anmeldung zurechnen lassen muss (modifi-
ziertes Veranlasserprinzip).39 Für die Haftung unbeteiligter Dritter mit ih-
rem gesamten gegenwärtigen und künftigen Vermögen gäbe es keinen
vernünftigen Grund.

U hat die unrichtige Eintragung, dass er als Gesellschafter in die OHG ein-
getreten sei, in keiner Weise veranlasst, sodass nach h.M. die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 3 HGB nicht erfüllt sind.

bb) Nach a.A. widerspricht diese einschränkende Auslegung dem Willen
des Gesetzgebers.40 Dies ergebe sich aus dem Wortlaut und der Entste-
hungsgeschichte der Norm, mit welcher der Gesetzgeber einen umfassen-
den Vertrauensschutz bezweckt habe – ohne Rücksicht darauf, wie es zur
unrichtigen Eintragung gekommen sei. Der unbeteiligte Dritte sei auch
nicht ganz schutzlos, da er bei einem Fehler des Registergerichts einen
Schadensersatzanspruch wegen Amtspflichtverletzung aus Art. 34 GG,
§ 839 BGB habe.

39 Canaris HandelsR § 5 Rn. 51 m.w.N.
40 Brox/Henssler HandelsR Rn. 132.
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Fall 19: § 15 Abs. 3 HGB 4. Teil
Dieser Streit hat sich auch 
nach der Neukonzeption 
des § 15 Abs. 3 HGB zum 
01.08.2022 nicht erledigt, 
da der Gesetzgeber einer-
seits das „Veranlasser-
prinzip" in seiner Begrün-
dung nicht erwähnt hat, 
aber andererseits der 
Wortlaut der Norm wei-
terhin die Formulierung 
„in dessen Angelegenhei-
ten“ enthält. 

Danach hat § 15 Abs. 3 HGB keine weitere Voraussetzung, sodass sämtliche
Voraussetzungen erfüllt sind.

cc) Nach einer vermittelnden Meinung wirkt die Vorschrift nur gegen
den, „in dessen Angelegenheit die Tatsache einzutragen war". Folglich wir-
ke sie nur gegen Personen, die solche „Angelegenheiten“ haben. Die Pri-
vatperson, die keine Angelegenheiten im Handelsregister einzutragen ha-
be, brauche daher § 15 Abs. 3 HGB nicht zu fürchten, auch wenn sie unver-
sehens, z.B. als OHG-Gesellschafter, in einer Eintragung erscheine. Erfahre
der unbeteiligte Dritte von einer unrichtigen Eintragung, die ihn betrifft,
und sorge er nicht für eine Korrektur, so könne er zwar nach den allgemei-
nen Rechtsscheinsgrundsätzen haften, nicht aber aus § 15 Abs. 3 HGB.
Kaufleute seien dagegen gehalten, auch im eigenen Interesse dafür zu sor-
gen, dass sich der offen gelegte Stand ihrer offenlegungspflichtigen Ver-
hältnisse stets mit dem wahren Stand decke. Deshalb beschränke sich § 15
Abs. 3 HGB auf tatsächlich registerpflichtige Unternehmen, ihre Unterneh-
mensträger und ihre Gesellschafter.41

U als Privatperson hat keine registerlichen Angelegenheiten, sodass § 15
Abs. 3 HGB nach dieser Ansicht nicht verwirklicht ist.

dd) Stellungnahme: Gegen die Ansicht, dass § 15 Abs. 3 HGB keine weite-
re Voraussetzung hat, spricht schon der Wortlaut der Norm „in dessen Ange-
legenheiten die Tatsache einzutragen ist“. Zudem gerät nach dieser Ansicht
ein Unbeteiligter, der z.B. als OHG-Gesellschafter eingetragen worden ist,
zunächst dem Gläubiger gegenüber in die Haftung und muss dann das
Land wegen des Fehlers des Registergerichts aus Amtshaftung in Regress
nehmen. Dies erscheint für jemanden, der mit dem Handelsregister und
mit der unrichtigen Eintragung nichts zu tun hat, als eine unbillige und
nicht gerechtfertigte Belastung. Infolgedessen ist die zweitgenannte Auf-
fassung abzulehnen. Die beiden anderen Ansichten kommen im vorliegen-
den Fall zum identischen Ergebnis, sodass insoweit keine Streitentschei-
dung erforderlich ist.

Daher sind die Voraussetzungen des § 15 Abs. 3 HGB nicht erfüllt und D
kann sich nicht gemäß § 15 Abs. 3 HGB gegenüber U darauf berufen, dass
bekannt gemacht worden ist, U sei als Gesellschafter in die OHG eingetre-
ten. 

3. U hat nicht den Rechtsschein gesetzt, dass er als Gesellschafter in die
OHG eingetreten sei, sodass auch die Fiktion des Gesellschaftereintritts
nach allgemeinen Rechtsscheinregeln ausscheidet.

Demgegenüber haftet C, 
der tatsächlich als Gesell-
schafter in die OHG ein-
getreten ist, gegenüber D 
aus § 631 BGB i.V.m. § 127 
HGB.

Da U nicht als Gesellschafter in die OHG eingetreten ist und sich gegenüber
D auch nicht so behandeln lassen muss, liegen die Voraussetzungen des
§ 127 HGB nicht vor.

Somit steht D gegen U kein Anspruch auf Werklohnzahlung aus § 631
Abs. 1 BGB i.V.m. § 127 HGB zu.

41 K. Schmidt HandelsR § 14 Rn. 89.
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Fall 41: Verschuldenszurechnung 7. Teil
Somit ist der h.M. zu folgen, sodass auch B in voller Höhe auf Schadenser-
satz und Schmerzensgeld in Anspruch genommen werden kann.

Abwandlung:

A. Anspruch U gegen die A-GbR auf Schadensersatz und Schmerzens-
geld?

I. U könnte gegen die GbR einen Anspruch aus § 280 Abs. 1 BGB i.V.m.
§ 705 Abs. 2 Hs. 1 BGB haben.

1. Vom Bestehen einer wirksamen rechtsfähigen Außen-GbR i.S.v.
§§ 705 Abs. 2, 719 BGB ist auszugehen.

2. Es müsste eine Verbindlichkeit der GbR aus § 280 Abs. 1 BGB beste-
hen.

a) Vom Abschluss eines wirksamen Kaufvertrags, § 433 BGB, als Schuldver-
hältnis i.S.v. § 280 Abs. 1 BGB zwischen der gemäß § 720 BGB ordnungsge-
mäß vertretenen GbR einerseits und U andererseits, ist auszugehen.

b) Zwar ist die GbR gemäß § 705 Abs. 2 Hs. 1 BGB rechtsfähig, kann aber ge-
nauso wenig wie eine OHG eine Pflichtverletzung begehen. Daher muss
das Fehlverhalten des Gesellschafters A der GbR zugerechnet werden. Da
in den §§ 705 ff. BGB auch nach der Gesellschaftsrechtsreform für die GbR
keine spezielle Zurechnungsnorm vorgesehen ist, ist nach wie vor die
Frage streitig.

aa) Nach der Mindermeinung102 sind auch GbR-Gesellschafter als Erfül-
lungsgehilfen der GbR i.S.v. § 278 BGB anzusehen. Demnach erfolgt eine
Zurechnung des Gesellschafterfehlverhaltens über § 278 BGB.

bb) Nach h.M.103 erfolgt die Zurechnung des Fehlverhaltens eines Gesell-
schafters an die GbR, ebenso wie bei den Handelsgesellschaften, analog
§ 31 BGB. Wenn die GbR rechtsfähig ist, müsse auch eine Zurechnung
ebenso erfolgen wie bei der OHG. § 278 BGB erscheine als nicht einschlä-
gig, da ein Erfüllungsgehilfe fremde Verbindlichkeiten erfülle, hingegen sei
der Gesellschafter als Organ Teil der GbR.

Somit wird das Fehlverhalten des A analog § 31 BGB zugerechnet.

Da beide Auffassungen zu gleichen Ergebnissen gelangen, ist eine Stel-
lungnahme entbehrlich.

c) Das Vertretenmüssen aufseiten der GbR wird gemäß § 280 Abs. 1 S. 2
BGB vermutet bis zur Exkulpation. Aufgrund des vorstehenden Sachver-
halts scheidet eine Exkulpation aus.

3. Rechtsfolge: U kann von der GbR Schadensersatz, § 249 Abs. 2 BGB, und
ein angemessenes Schmerzensgeld, § 253 Abs. 2 BGB, verlangen.

II. Der gleiche Anspruch ergibt sich für U gegen die GbR aus § 823 Abs. 1;
§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB i.V.m. § 705 Abs. 2 Hs. 1 BGB.

102 MünchKomm/Ulmer § 718 BGB Rn. 35; Erman/Westermann § 718 BGB Rn. 9.
103 Grüneberg/Ellenberger § 31 BGB Rn. 3; BGH NJW 2003, 1445.

§ 278 und § 31 BGB sehen 
– anders als § 831 Abs. 1 
S. 2 BGB – keine Exkulpa-
tion für sorgfältige Aus-
wahl und Überwachung 
des Erfüllungsgehilfen 
bzw. Organs vor. Ande-
rerseits kann gemäß 
§ 280 Abs. 1 S. 2 BGB eine 
Exkulpation dahinge-
hend erfolgen, dass der 
Erfüllungsgehilfe bzw. 
das Organ selbst nicht 
schuldhaft gehandelt 
hat.
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 Das Außenverhältnis7. Teil
Da die GbR ebenso wie eine OHG zwar rechtsfähig ist, aber kein Delikt be-
gehen kann, nimmt die h.M. für die Zurechnung wiederum § 31 BGB analog
und rechnet das Fehlverhalten des Gesellschafters A der GbR zu.104

Somit hat U auch deliktische Ansprüche gegen die GbR.

B. Daneben könnte U auch Ansprüche gegen die Gesellschafter A und B
haben.

I. A hat das Delikt unmittelbar begangen und haftet daher direkt aus
§ 823 Abs. 1 und § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB.

II. Daneben haftet A, ebenso wie B gemäß § 721 BGB gesamtschuld-
nerisch und unabdingbar für die Verbindlichkeiten der GbR aus § 280
Abs. 1 und § 823 BGB.

Ergebnis: Auch die GbR-Gesellschafter A und B haften U über § 721 BGB
auf Schadensersatz und Schmerzensgeld akzessorisch zur GbR.

104 BGH NJW 2003, 1445, 1446.
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